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ZEITGESPRÄCH

Privatisierung der Autobahn?
Die Bundesregierung strebt die Privatisierung der Autobahnen an. Wie wird diese Maßnahme 

begründet, wie ist sie zu beurteilen ? Prof Dr. Günther Krause, Klaus Daubertshäuser 
und Prof. Dr. Gerd Aberle nehmen Stellung.

Günther Krause

Ein wichtiger Bestandteil der Verkehrspolitik

D ie Dynamik der europäischen 
Entwicklung stellt auch die Ver­

kehrspolitik vor völlig neue Heraus­
forderungen. Deutschland ist bereits 
heute das Transitland Nr. 1 in Europa. 
Derzeit durchqueren jährlich fast 
600000 Pkw Deutschland im Nord- 
Süd-Transit; im Ost-West-Transit 
sind es heute rund 370000. Diese 
Zahlen werden in den nächsten 15 
Jahren dramatisch ansteigen: im 
Nord-Süd-Transitauf 1,1 Mill Pkw, im 
Ost-West-Transit auf über 9 Mill. 
Pkw, d.h. um mehr als das 25fache!

Auch im Güterverkehr müssen wir 
mit erheblichen Steigerungsraten 
rechnen: im Nord-Süd-Transit um 
das 2,5fache und im Ost-West-Tran- 
sit um mehr als das 4fache. Im grenz­
überschreitenden Wechselverkehr 
erwarten wir eine Verdoppelung des 
Güterverkehrsaufkommens.

Das System Verkehr muß auch in 
Zukunft Wirtschaftswachstum und 
Mobilität bei größtmöglicher Scho­
nung der Umwelt und hoher Sicher­
heit gewährleisten. Wir müssen jetzt 
als Transitland Nr. 1 in Europa die po­
litischen Weichen stellen, um den 
drohenden Verkehrsinfarkt auf den

Straßen in Deutschland abzuwen­
den. Wer zur Bewältigung dieser 
Herausforderungen in monokausa­
len Zusammenhängen denkt, der 
schafft sich selbst eine einfache und 
leicht handhabbare Traumwelt. Er 
trägt jedoch nichts zur Lösung realer 
Probleme bei. In diese Traumwelt ge­
hören Verlautbarungen, wonach die 
Straße als Verkehrsträger „schlecht“ 
und die Schiene als Verkehrsträger 
„gut“ sei.

Ein integriertes 
Gesamtverkehrssystem

Verkehr Ist ein kompliziertes Ge­
samtsystem. Nur mit einem integrier­
ten Gesamtverkehrssystem, das Mo­
bilität verkehrsträgerübergreifend si­
chert, werden wir die Herausforde­
rungen der Zukunft bewältigen kön­
nen.

Basis des von der Bundesregie­
rung angestrebten integrierten Ge­
samtverkehrssystems ist eine lei­
stungsfähige Infrastruktur für alle 
Verkehrsträger. Mit dem Bundesver­
kehrswegeplan 1992 nehmen wir die 
entscheidende investitionspolitische 
Weichenstellung vor. Der Bundes­
verkehrswegeplan 1992, der am 15.

Juli 1992 vom Bundeskabinett gebil­
ligt wurde, sieht ein Investitionsvolu­
men von 493 Mrd. DM für den Neu- 
und Ausbau, die Substanzerhaltung 
und für die Verbesserung der Ver­
kehrsverhältnisse der Gemeinden 
bis zum Jahr 2010 vor. Dabei entfal­
len 222 Mrd. DM auf Aus- und Neu­
bau im „Vordringlichen Bedarf“ .

Der Bundesverkehrswegeplan 
1992 ist eng mit der Finanzplanung 
des Bundes verzahnt. Danach kann 
der überwiegende Teil der neuen und 
vordringlichen Maßnahmen erst in 
der 2. Hälfte der Laufzeit, ab dem 
Jahr 2002, in Angriff genommen wer­
den. Die Aufgabe, durch schnelle 
Verwirklichung von Vorhaben in den 
jungen Bundesländern und Berlin ei­
nen deutlichen Anschubeffekt für die 
Wirtschaft zu erzielen und gleich­
zeitig das Investitionsgeschehen in 
den alten Bundesländern nicht erlah­
men zu lassen, erfordert das Vorzie­
hen wichtiger Investitionen in die 1. 
Hälfte der Laufzeit des Bundesver­
kehrswegeplans 1992 bis zum Jahr 
2002.

Für die aus wirtschafts- wie ver­
kehrspolitischen Gründen notwen­
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dige schnelle Umsetzung baureifer 
Projekte benötigen wir die Erschlie­
ßung zusätzlicher Finanzierungs­
quellen über den Rahmen der Fi­
nanzplanung des Bundes hinaus 
durch Privatfinanzierung. Das „Kon- 
zessionsmodell für das wir erste Pi­
lotprojekte ausgewählt haben und 
vorbereiten, eröffnet einen Einstieg, 
reicht aber keinesfalls aus. Wir stre­
ben daher die Privatisierung der Au­
tobahnen an.

Gebühreneinführung 
erforderlich

Schon heute zeigen uns die 
Staus: die Autobahn ist ein knappes 
Wirtschaftsgut. In einer Marktwirt­
schaft ist der Preis das gerechteste 
Lenkungsinstrument zur Verteilung 
knapper Wirtschaftsgüter.

Erforderlich ist daher die ord­
nungspolitische Weichenstellung in 
Richtung Gebührenfinanzierung, 
d.h. Einführung einer Autobahnge­
bühr zur Finanzierung von Bau und 
Unterhaltung der deutschen Auto­
bahnen. Dazu sind streckenbezo­
gene Autobahngebühren zum frü­
hestmöglichen Zeitpunkt erforder­
lich.

In diesem Zusammenhang weise 
ich darauf hin, daß es eine der wich­
tigsten Aufgabenstellungen der 
deutschen Verkehrspolitik geworden 
ist, die Fiskalrahmenbedingungen 
für den Straßengüterverkehr auf eu-
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ropäischer Ebene zu harmonisieren. 
Ansonsten bliebe der Wettbewerb er­
heblich verzerrt. Eine zunehmende 
Verdrängung deutscher durch aus­
ländische Transportunternehmen 
wäre die Folge. Vor allem würde das 
verkehrspolitische Ziel einer ver­
stärkten Beteiligung der Schiene am 
Verkehrswachstum der Zukunft ver­
eitelt. Das System Verkehr würde 
wegen Überlastung der Straße bei 
gleichzeitigem Schrumpfen der 
Schiene zusammenbrechen. Die Lö­
sung kann auch hier nur in der Erhe­
bung von Gebühren bestehen: Die 
Nutzung der Verkehrsinfrastruktur in 
Deutschland muß vom jeweiligen

Nutzer und nicht vom Steuerzahler 
gezahlt werden. Dieses Prinzip der 
verursachungsgerechten Kostenan- 
lastung muß gleichermaßen für alle 
Verkehrsträger gelten.

Damit schon vor Einführung der 
streckenbezogenen Autobahnge­
bühren die Transitverkehrsteilneh­
mer stärker an den Kosten der Ver­
kehrsinfrastruktur in Deutschland 
beteiligt werden, müssen auf EG- 
Ebene die Voraussetzungen für die 
übergangsweise Einführung einer 
zeitbezogenen Autobahnbenut­
zungsgebühr (Vignette) geschaffen 
werden. Vor allem beim Straßengü­
terverkehr wollen wir kurzfristig eine 
Autobahnbenutzungsgebühr zusam­
men mit einer notwendigen Harmoni­
sierung der Kfz-Steuer erreichen.

Die Privatisierung des Autobahn­
netzes, wie sie bei vielen unserer eu­
ropäischen Nachbarn bereits be­
steht, ist wichtiger Bestandteil der 
Verkehrspolitik der Bundesregie­
rung. Sie ist konsequent im Rahmen 
einer Politik, die der privaten Initia­
tive mehr Spielraum geben will. Pri­
vatisierung ist ein wesentliches Ele­
ment einer Verkehrspolitik, die Ko­
stenwahrheit im Verkehr anstrebt 
und dabei den Preis als marktwirt­
schaftliches Lenkungsinstrument 
einsetzt. Mehr Markt im Bereich der 
Verkehrsinfrastruktur wird dazu bei­
tragen, den Wirtschaftsstandort 
Deutschland zu festigen.

Klaus Daubertshäuser

Verkehrswege sind keine Handelsware

In Verkehrspolitik und -Wissen­
schaft gehört es zum Standardwis­

sen, daß Infrastrukturinvestitionen 
erhebliche Lenkungswirkungen aus­
üben. Diese betreffen nicht nur un­

116

mittelbar die Steuerung von Ver­
kehrsströmen, sondern auch Raum­
und Wirtschaftsentwicklung, Ver­
kehrssicherheit und Umwelt sowie 
nicht zuletzt die Wettbewerbssitua­

tion der verschiedenen Verkehrsträ­
ger.

Vor diesem Hintergrund war es 
bisher unbestritten, daß Vorhaltung, 
Ausbau und Pflege einer leistungs­
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fähigen Verkehrsinfrastruktur zu den 
klassischen staatlichen Aufgaben 
der Daseinsvorsorge gehören. Das 
Grundgesetz trägt dem z. B. in Arti­
kel 90 Rechnung, der das Staatsei­
gentum am Bundesfernstraßennetz 
festlegt. Unmittelbarer Ausfluß die­
ser Verfassungsentscheidung ist die 
volle Aufgaben- und Ausgabenver­
antwortung des Bundes für den Fern- 
straßenaus- und -neubau, der aus 
dem Bundeshaushalt zu finanzieren 
ist.

Die Sozialdemokraten fordern seit 
langem, die bisher kraß benachtei­
ligte Schiene nach den gleichen 
Maßstäben zu behandeln. Bisher ist 
der Schienenteil des Bundesver­
kehrswegeplans lediglich unverbind­
liche Absichtserklärung, die dem 
Parlament nur zur Kenntnis gegeben 
wird, während über den Fernstraßen­
teil in Gesetzesform entschieden 
wird. Die Folge ist, daß der Straßen­
neubau voll aus dem Bundeshaus­
halt finanziert wird, während die 
Bahn die Mittel für neue Schienen­
projekte im wesentlichen auf dem 
freien Kapitalmarkt aufnehmen muß. 
Dies ist eine der Hauptursachen 
nicht nur für die Verschuldungskrise 
der Bahn, sondern auch für ihre 
wachsende Chancenlosigkeit am 
Verkehrsmarkt.

Die geplante Bahnreform macht 
daher nur Sinn, wenn diese struktu­
relle Wettbewerbsverzerrung zu La­
sten der Bahn durch eine vollstän­
dige Gleichbehandlung der Schiene 
mit der Straße im Bereich der staatli­
chen Infrastrukturverantwortung ab­
gelöst wird.

Die Bahngesetzentwürfe der Bun­
desregierung tragen dem nicht 
Rechnung. Die Schieneninfrastruk­
tur soll auf eine Fahrweg AG übertra­
gen werden; für Neu- und Ausbau 
soll es statt einer sauberen Haus­
haltsfinanzierung nur zinslose 
Staatskredite geben, die von der 
Fahrweg AG in Höhe der jährlichen

Abschreibungen zurückgezahlt wer­
den müssen. Diese „Lösung“ beruht 
im wesentlichen auf der Weigerung 
des Bundesfinanzministers, für die 
Schiene gleiche Finanzierungsbe­
dingungen wie für die Straße zu 
schaffen.

Dies ist einer der Hintergründe, 
vor dem der überraschende Vor­
schlag des Bundesverkehrsmini­
sters zu sehen ist, künftig auch das 
Autobahnnetz zu privatisieren und 
die Rendite einer „Autobahn-AG“ 
über Mautgebühren sicherzustellen. 
Der Verkehrsminister sieht darin die 
von den Sozialdemokraten gefor­
derte Gleichbehandlung von 
Schiene und Straße.

Dieses Ziel wird jedoch nicht er­
reicht. Abgesehen davon, daß nach 
wie vor das Bundesstraßennetz in 
der herkömmlichen Finanzverant­
wortung des Staates stehen wird, ist 
eine Autobahnprivatisierung nicht 
kurzfristig umsetzbar. Gerade in den 
ersten kritischen Jahren einer priva­
tisierten Bahn, der Anlaufphase, in 
der die vielbeschworenen „AG-Ef- 
fekte“ noch nicht zum Tragen kom­
men können, bleiben damit die bis­
herigen Wettbewerbsverzerrungen 
erhalten.

Ein untaugliches Instrument

Abgesehen davon ist das wahre 
Motiv für die Privatisierungspläne 
des Bundesverkehrsministers ein 
anderes: Für seine gigantischen 
Straßenbaupläne im Rahmen des 1. 
Gesamtdeutschen Bundesverkehrs­
wegeplans fehlen ihm bis zum Jahr 
2010 ca. 200 Mrd. DM. Das ist der 
Grund, warum zunächst das ver­
kehrspolitisch und ökologisch un­
taugliche Instrument der Vignette 
und mittelfristig eine Privatisierung 
des Autobahnnetzes eingesetzt wer­
den soll. Es geht allein darum, Geld 
in die Kasse zu bringen.

Dabei geht der oberste verkehrs­

politische Ansatz, Verkehr zu ver­
meiden bzw. auf umweltfreundliche 
Verkehrsmittel zu verlagern, verlo­
ren. Eine Aktiengesellschaft mit pri­
vatem Kapital kann kein Interesse 
daran haben, den Autoverkehr auf ih­
ren Autobahnen einzudämmen, son­
dern es ist ihr unternehmerisches In­
teresse, möglichst viele Autos über 
die Autobahn fahren zu lassen und 
entsprechende Mautgebühren zu 
kassieren. Damit ist aber auch klar: 
Eine zukunftsgerechte, ökologisch 
orientierte Verkehrspolitik bleibt auf 
der Strecke, eine reformierte Bahn 
wird ein Schattendasein führen und 
sich dem Profitdenken der künftigen 
Autobahnmanager als „Hilfsinstru­
ment“ unterordnen müssen. Ver­
kehrssicherheit, Waldsterben, Ozon­
loch und Klimakatastrophe verküm­
mern so zu Randgrößen der Politik.

Nötig ist statt dessen eine Ver­
kehrspolitik, die alle vorhandenen 
ökonomischen, ordnungsrechtlichen 
und investitionspolitischen Ent­
scheidungen für eine Strategie der 
Verkehrsvermeidung und Verlage­
rung auf umweltfreundliche Ver­
kehrsträger einsetzt, statt mit Hilfe 
dubioser Privatfinanzierungsaben­
teuer einem nie einholbaren Ver­
kehrswachstum mit gigantischen 
Straßenbauplänen hinterherzuhe­
cheln.

Nötig ist ein Einstieg in die Inter­
nalisierung der externen Kosten des 
motorisierten Verkehrs (Umwelt­
schäden, Lärm, Unfallfolgen, etc.), 
die ohne zusätzlichen Verwaltungs­
aufwand durch eine berechenbar 
gestaffelte Erhöhung der Mineralöl­
steuer erreicht werden kann. Nötig 
ist daneben eine Schwerverkehrsab­
gabe für in- und ausländische Lkw, 
um grenzüberschreitende und Tran­
sitverkehre endlich gerecht an den 
Wegekosten zu beteiligen. Nötig 
sind darüber hinaus Investitionsent­
scheidungen, die den in Jahrzehnten 
angewachsenen Nachholbedarf der 
Bahn befriedigen und sie endlich in
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die Lage versetzen, nennenswerte 
Anteile des Straßenverkehrs -  insbe­
sondere im Güterverkehrsbereich -  
zu übernehmen.

Nur eine solche Verkehrspolitik ist 
in der Lage, den ökonomisch und 
ökologisch unverzichtbaren Umbau 
unseres Verkehrswesens zu be­
werkstelligen, ohne den die Lebens­

qualität in unserem Land immer stär­
ker unter dem explodierenden Ver­
kehrswachstum leiden wird.

Dies ist möglich, ohne die bewähr­
ten Grundsätze der staatlichen Infra­
strukturverantwortung zu verlassen. 
Verkehrswege sind keine Handels­
ware, sondern Nervenstränge des 
staatlichen Gemeinwesens, die nach

Gesichtspunkten der Daseinsvor­
sorge zu behandeln sind. Dieses 
Grundprinzip zu verlassen, ein vom 
Steuerzahler erwirtschaftetes Auto­
bahnnetz nachträglich zum Rendi­
teobjekt für private Anleger zu ma­
chen, wird zu Ergebnissen führen, 
die mit einer rationalen und zukunfts­
gerechten Verkehrspolitik nichts 
mehr zu tun haben.

Gerd Aberle

Autobahnprivatisierung: Zahlreiche diskussionsnotwendige Aspekte

■ ■

Überrascht hat die Anfang Fe­
bruar von Bundesverkehrsmini­

ster Krause in die Öffentlichkeit ge­
brachte Absicht, das deutsche Auto­
bahnnetz zu privatisieren. Dabei ist 
wegen der gleichzeitig erfolgten An­
kündigung, eine Autobahnvignette 
einzuführen, die Privatisierungsab­
sicht bei den Autobahnen in den Me­
dien nur am Rande erwähnt worden, 
obgleich sie einen viel stärkeren 
Bruch mit bislang praktizierten Re­
gelungen darstellt als die wiederholt 
diskutierte und auch bereits 1991 
versuchte Einführung einer Straßen­
benutzungsgebühr für Autobahnen. 
Letztlich allerdings hängen beide 
Sachkomplexe zusammen.

Was den Bundesverkehrsminister 
bewogen hat, diese Privatisierungs­
absicht mit einigen konkreten Zahlen 
gerade jetzt und ohne weitere Vorab­
stimmungen einer mehr oder weni­
ger irritierten und auch verwunder­
ten (Fach-)Öffentlichkeit zu präsen­
tieren, kann nur vermutet werden. 
Vielleicht war es der Versuch, die für 
die Bahnstrukturreform erforderli­
chen riesigen Umschuldungsbe­
träge von bis zu 70 Mrd. DM zu be­
schaffen, nachdem der Finanzmini­
ster keine Bereitschaft zur Bereit­
stellung von Haushaltsmitteln erken­

nen läßt. Vielleicht war es aber auch 
der Versuch, die verkehrspolitische 
Initiative zumindest auf einem Feld 
wieder zu gewinnen oder doch zu­
mindest zu demonstrieren. Der Bun­
desfinanzminister hat im Rahmen 
seines „Föderalen Konsolidierungs­
programms“ (FKP) vom 20. Januar 
1993 ohne Mitwirkung des zuständi­
gen Fachressorts grundlegende Fi­
nanzierungsregelungen beim öffent­
lichen Personennahverkehr mit we­
nigen Sätzen vom Tisch gefegt und 
hiermit die erforderliche Zustim­
mung der Bundesländer zur Bahn­
strukturreform gefährdet, werden ih­
nen doch nach dem FKP ab 1995 
rund 14 Mrd. DM Bundesmittel für 
den Personennahverkehr entzogen.

Fragen der Privatisierung

Ein erstes Durchdenken der Priva­
tisierungsabsicht läßt allerdings 
zahlreiche diskussionsnotwendige 
Aspekte erkennen.

Auch in marktwirtschaftlich orga­
nisierten Volkswirtschaften gibt es 
Bereiche, die zumindest einer ech­
ten Privatisierung nicht zugänglich 
sind. Dies resultiert aus dem großen 
Umfang (positiver) externer Effekte, 
aus der Funktion als Instrument der 
staatlichen Daseinsvorsorge. Bereits

der Klassiker des Wettbewerbsge­
dankens, Adam Smith, hat die Er­
richtung und den Betrieb von Stra­
ßen als eine außerhalb des Markt­
mechanismus stehende Staatsauf­
gabe bezeichnet, dies als Rahmen­
bedingung für privatwirtschaftliches 
Handeln in den übrigen Bereichen 
definiert.

Offensichtlich beinhaltet der Pri­
vatisierungsvorschlag des Ministers 
aber keine echte Privatisierung. 
Diese würde bedeuten, daß minde­
stens 50,1% des Eigenkapitals die­
ser Autobahn AG von Privaten über­
nommen werden. Der Minister 
sprach aber nur von 49,5%; hier 
wurde auch bereits (und erstaunli­
cherweise) mit Erlösgrößen auf­
grund des Verkaufs operiert, die im 
übrigen in etwa dem Schuldenstand 
der beiden deutschen Bahnen ent­
sprechen.

Völlig unklar ist auch die rechtli­
che Situation, insbesondere die ver­
fassungsrechtliche. Wie steht es mit 
der Mitwirkung der Bundesländer? 
Kann ein aus allgemeinen Steuer­
mitteln finanziertes Autobahnnetz 
problemlos ganz oder anteilig veräu­
ßert werden? Wie läßt sich das Pla­
nungssystem einer privaten Auto­
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bahn AG in die Bundesverkehrswe­
geplanung integrieren?

Unklar ist auch, was mit jenen 
Teilstrecken des Autobahnnetzes 
geschieht, die als Stadtautobahnen 
integraler Bestandteil von Gemein­
destraßennetzen sind. Und wenn -  
wie beabsichtigt -  der Neubau eini­
ger Autobahnstrecken privat finan­
ziert werden soll, etwa nach einem 
Betreiber- bzw. Konzessionsmodell, 
wie sind diese Teillösungen in die 
Autobahn AG zu integrieren?

Fragen des Einnahmensystems

Nicht gelöst ist auch die Bewer­
tungsaufgabe für das BAB-Netz und 
das Problem, die Eigentumsanteile 
(Aktien) für private Erwerber attrak­
tiv zu gestalten. Hierzu bedarf es ei­
nes Einnahmensystems für die Be­
nutzung der Autobahnen, das sicher­
lich nicht auf der Pauschalbasis von 
Vignetten aufgebaut werden kann. 
Vielmehr muß der Einsatz eines 
preispolitischen Instrumentariums 
erfolgen, das im Sinne eines road 
pricing das Erheben differenzierter 
Entgelte in Abhängigkeit vom Fahr­
zeugtyp, der räumlichen Lage der 
Strecke, der Kostensituation und der 
Nachfrageintensität (Auslastungs­
grad) ermöglicht. Zwar sind die elek­
tronischen Erfassungssysteme vor­
handen; in einem Transitland wie 
Deutschland erweist sich aber die 
Umsetzung solcher Vorschläge als 
außerordentlich schwierig und nicht

vor 2005 oder sogar später realisier­
bar.

Ein Grund ist darin zu sehen, daß 
praktisch alle elektronischen Sy­
steme voraussetzen, daß sämtliche 
Fahrzeuge mit funktionsfähige^ I) 
Zusatzaggregaten oder Kennungen 
ausgestattet sind, bei denen Manipu­
lationen ausgeschaltet werden müs­
sen. Dieses Problem kann auch der 
Feldversuch auf einer Teststrecke 
zwischen Köln und Bonn nicht lösen, 
der vom Bundesverkehrsministe­
rium mit einem Aufwand von 12 Mill. 
DM ab Frühjahr 1993 vorgesehen ist. 
Dort kann nur die Funktionsfähigkeit 
von in den Fahrzeugen installierten 
Zusatzeinrichtungen und deren Da­
tenerfassung fahrzeugintern oder 
fahrzeugextern durch automatische 
Registriergeräte geprüft werden.

Wie die zahlreichen ausländi­
schen Fahrzeuge hier einbezogen 
werden können, bleibt völlig unklar; 
auch eine EG-Regelung wäre wegen 
des bedeutenden Anteils von Nicht- 
EG-Fahrzeugen unzulänglich. Ande­
rerseits würde die Beschränkung auf 
deutsche Fahrzeuge bei der Anla- 
stung von nutzungsabhängigen Stra­
ßenbenutzungsentgelten eine nicht 
akzeptierbare Inländerdiskriminie­
rung darstellen. Auch ist gegenwär­
tig noch nicht geklärt, wie die Erfas­
sung der Fahrzeuge und ihrer tages­
zeitlichen und räumlichen Fahrlei­
stungen mit den Datenschutzbestim­
mungen vereinbar ist.

Der Privatisierungsvorschlag ist 
im übrigen nicht identisch mit der seit 
Jahren wiederholt vertretenen These 
„Verkehr finanziert Verkehr“ . Die 
Ausfüllung dieser These verlangt 
nicht nach einer Privatisierung, son­
dern könnte durch ein Sondervermö­
gen oder einen Finanzierungsfonds, 
gegebenenfalls mit angelagerten 
Planungszuständigkeiten, umge­
setzt werden.

Über solche Privatisierungsüber­
legungen sollte systematisch nach­
gedacht und auch eine Fachdiskus­
sion geführt werden. Bei der Bahn­
strukturreform ist im übrigen eben­
falls die Frage noch völlig offen, ob 
die in der Holding geplante Fahrweg 
AG privatisiert werden kann oder 
soll.

Privatisierung ist sicherlich eine 
wichtige und für marktwirtschaftlich 
effiziente Ergebnisse grundlegende 
Aufgabe. Es gibt jedoch wesentlich 
dringlichere Privatisierungsaufga­
ben in der Verkehrswirtschaft als 
beim Autobahnnetz, etwa bei der 
Deutschen Lufthansa oder auch bei 
zahlreichen Flughäfen und See­
häfen.

Allerdings: Die zu erwartenden 
Erlöse aus dieser Privatisierung wä­
ren wesentlich geringer. Und so ver­
bleibt der Eindruck, daß es eben vor­
rangig Finanzmittelbeschaffungs­
überlegungen sind, die zu dieser Pri­
vatisierungsabsicht geführt haben.

Jianying Cheng
Marktbeherrschende Staatsunternehmen in der Volksrepublik China
Rechtsstellung und Reform

Chinas Führer wissen: ihr Reich kann nur mit einer Marktwirtschaft überleben. Daher verordnen sie Markt -  auf dem aber Staatsunterneh­
men führen sollen, die als Planwirtschaftsmonopole angelegt sind. So geht Chinas Wirtschaftsreform einen mühseligen Weg, den diese Dis­
sertation einer chinesischen Juristin fesselnd und mit einer Fülle unbekannter Details darstellt. Sie konzentriert sich dabei auf den Kampf des 
Staates mit seinen eigenen Monopolen um den Markt. Die Arbeit, betreut von Professor Mestmäcker, einem der Großen des deutschen Wett­
bewerbsrechts, ist unentbehrlich für den deutschen Leser, der sich über den verwirrenden Verlauf der chinesischen Wirtschaftsentwicklung, 
ihre Hintergründe und Aussichten informieren will. Deutlich sind auch interessante Parallelen zur Entwicklung in Osteuropa und der GUS.
1993, 151 S., brosch., 48,-D M , ISBN 3-7890-2813-4 
(Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspolitik, Bd. 124)
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